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ZUSAMMENFASSUNG 
Kleine Länder sind außenwirtschaftlich verwundbarer als große Länder und deshalb 
sind sie zur flexiblen Anpassung an weltwirtschaftliche Entwicklungen gezwungen. 
Dies setzt voraus, dass sie innenpolitisch diese Anpassungsprozesse realisieren können. 
Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist die Sozialpartnerschaft. Damit ist ein System 
der innenpolitischen Kompensation für die potenziellen Verlierer der Weltmarktöffnung 
verbunden. Dies ist der Kern der These, die Peter Katzenstein in seinem bahnbrechen-
den Werk über ‚Kleine Staaten in Weltmärkten’ für sieben Länder und den Zeitraum bis 
Anfang der 1980er Jahre entwickelt hat. In diesem Beitrag zeige ich, dass diese These 
auch auf die Gegenwart und auf einen größeren Kreis demokratischer Kleinstaaten zu-
trifft. Freilich müssen drei Ergänzungen gemacht werden: Erstens entwickelt nur ein 
Teil der kleinen Länder eine wirtschaftlich wirksame Sozialpartnerschaft. Zum zweiten 
variieren nicht nur die Typen der kleinstaatlichen Korporatismen, sondern auch die 
Kompensationen viel stärker, als dies Katzensteins Werk nahe legt. Und zum dritten 
sind heute große wie kleine Staaten außenwirtschaftlich sehr verwundbar; aber die Vor-
aussetzungen für die Einführung oder Beibehaltung einer wirksamen Sozialpartner-
schaft sind bedroht. 
 




2 VORAUSSETZUNGEN DES KLEINSTAATENEFFEKTS ..........................................................7 
3 INNENPOLITISCHE KOMPENSATION ...............................................................................13 
4 GEGENLÄUFIGE ENTWICKLUNGEN................................................................................21 
5 SCHLUSS.......................................................................................................................28 




Sfb 597 „Staatlichkeit im Wandel“ - „Transformations of the State“ (WP 47) 
- 5 - 
Kleinstaaten in Weltmärkten.  
Drei Ergänzungen der Katzenstein-These∗ 
1 EINLEITUNG 
Die Kleinstaaten in der Gruppe der etablierten Demokratien scheinen wirtschaftlich mindes-
tens ebenso erfolgreich zu sein wie große Länder. So gehen die sieben Spitzenplätze der Liste 
der OECD-Länder mit dem höchsten Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (2004, in Kaufpreispari-
täten) an sechs Kleinstaaten (Luxemburg, Norwegen, Irland, Schweiz, Island, Österreich) und 
die USA. Dieser Erfolg erstaunt, weil Kleinstaaten den Unwägbarkeiten des Weltmarktes viel 
stärker ausgesetzt sind als große Länder, da sie über keinen großen Binnenmarkt verfügen, 
den sie politisch kontrollieren können. Roland Czada hat dafür das eindrückliche Bild des 
Nussschalen- und Mokkatasseneffekts gefunden. Kleine Länder schwimmen wie Nussschalen 
auf den Wellen des Meeres, das sie kaum beeinflussen können. Da sie ihre Industriestruktur 
auf bestimmte Exportartikel ausrichten, haben Entwicklungen auf den jeweiligen Weltmärk-
ten einen vielfach verstärkten Einfluss auf das nationale Wirtschaftsergebnis; so wie eine 
leichte Erschütterung einer vollen Mokkatasse den Inhalt mächtig überschwappen lässt 
(Czada 1988: 187). Dennoch schlagen sich kleine Länder im Vergleich mit großen Ländern 
wirtschaftlich gut bis sehr gut. Wie kommt dieser Vorteil der kleinen Nationen zustande und 
unter welchen Bedingungen können sie ihn realisieren? Dies ist die Leitfrage dieser Studie. 
Einen theoretisch und empirisch überzeugenden Beleg des Kleinstaatenvorteils in interna-
tionalen Märkten hat Peter Katzenstein vorgelegt (Katzenstein 1985). Sein Argument lautet 
im Kern folgendermaßen: In kleinen Länder sind sich die Eliten über die außenwirtschaftliche 
Verletzlichkeit ihrer Volkwirtschaft im Klaren. Da sie nicht die Option einer protektionisti-
schen Politik haben und innenpolitische Blockaden und Verteilungskonflikte dramatische 
wirtschaftliche Folgen in einer offenen Ökonomie haben würden, entwickeln sie eine Ideolo-
gie der Sozialpartnerschaft. Diese bildet den Kern eines Korporatismus, der sich zudem noch 
durch ein konzentriertes oder zentralisiertes Verbandswesen und eine fortgesetzte Praxis der 
friedlichen Kooperation der wichtigsten ökonomischen und politischen Gruppen auszeichnet. 
Der Korporatismus ermögliche die schnelle und flexible Anpassung an neue weltwirtschaftli-
che Herausforderungen. Jene Bevölkerungsgruppen, die durch die offensive Weltmarktöff-
nung leiden könnten, würden kompensiert. Dies geschehe entweder über den Staat – bei-
spielsweise über die Sozialpolitik – oder über private Akteure. Diese sozialfriedliche Form 
der Flexibilität der Wirtschafts- und Strukturpolitik sei in den 1930er Jahren entstanden. Da-
mals sei durch die vorhergegangenen und drohenden Kriege und durch die Weltwirtschafts-
krise die Verletzbarkeit der kleinen Länder so offensichtlich gewesen, dass Koalitionen über 
                                                 
∗  Dieser Aufsatz geht auf einen mündlichen Diskussionsbeitrag im Rahmen eines Seminars des SfB 597 (Universität Bre-
men) im Mai 2005 zurück. Stephan Leibfried übte Druck auf mich aus, meine Argumente schriftlich zu fixieren und ein 
anonymer Gutachter half durch eine konstruktive Kritik einer ersten schriftlichen Version. Beiden Kollegen danke ich.  
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soziale Gruppen, Wirtschaftssektoren, Verbände und Parteien hinweg geschmiedet werden 
konnten, die auch noch in der Nachkriegszeit halten sollten. 
Katzenstein hat dieses Argument auf der Basis von sieben ausgesuchten korporatistischen 
Kleinstaaten entwickelt. King, Keohane und Verba haben dies als eine Verletzung der eiser-
nen methodischen Regel interpretiert, Untersuchungsfälle so auszuwählen, dass die Werte der 
abhängigen Variablen variieren und folglich Länder mit und ohne erfolgreichen Korporatis-
mus verglichen werden (King, Keohane et al. 1995: 478). Katzensteins Argument beruht zum 
zweiten auf Beobachtungen, die zu Beginn der 1980er enden. Wie überzeugend ist es, wenn 
man es auf eine größere Gruppe von demokratischen Kleinstaaten und auf die Gegenwart 
anwendet? In diesem Beitrag möchte ich zeigen, dass diese These in dreifacher Hinsicht er-
gänzungsbedürftig ist: (1) Nur unter spezifischen Bedingungen entwickeln Kleinstaaten einen 
ökonomisch effektiven Korporatismus. (2) Nicht alle ökonomisch effektiven kleinstaatlichen 
Korporatismen weisen die innenpolitische Kompensation der potenziellen Verlierer der welt-
wirtschaftlichen Öffnung auf. (3) Grosse demokratische Staaten sind aufgrund der zunehmen-
den weltwirtschaftlichen Verflechtung in einer strukturell ähnlichen Situation wie die westeu-
ropäischen Kleinstaaten der Zwischenkriegszeit. Dies bedeutet jedoch keine Konvergenz zum 
Korporatismus der 1970er oder 1980er Jahre, weil dessen Voraussetzungen in großen wie in 
kleinen Staaten aufgrund der weltwirtschaftlichen Verflechtung sowie der gesellschaftlichen 
Modernisierung geschwunden sind. 
Mein Ausgangspunkt ist die Untersuchung von Katzenstein, der sieben kleinen Länder – 
Belgien, Niederlande, Schweiz, Österreich, Schweden, Norwegen, Dänemark – analysierte. 
Um mein Argument der Kontextbedingtheit des Kleinstaateneffekts zu belegen, vergleiche 
ich zusätzlich Kleinstaaten in etablierten westlichen Demokratien. Kleinstaaten werden in 
diesem Beitrag als Nationen bis zu einer Einwohnerzahl von 20 Millionen Menschen im Jahr 
2004 definiert. Damit werden noch Luxemburg, Malta, Zypern, Griechenland, Portugal, Ir-
land, Neuseeland und – als Grenzfall – Australien in die Analyse einbezogen. Katzenstein hat 
noch auf die jungen mittelosteuropäischen Demokratien hingewiesen. Auch hier zeige sich 
ein Kleinstaateneffekt. In diesen Demokratien entwickle sich eine Form des Korporatismus, 
der die Länder befähigen könne, den Übergang zu Kapitalismus und Demokratie gut zu be-
wältigen. Es zeige sich eine Analogie zu den Kleinstaaten Westeuropas in den 1930er und 
1940er Jahren, die ebenfalls durch Verhandeln und Kooperation auf Krisen reagiert hätten 
(Katzenstein 2003: 21-22). Ich beziehe deshalb auch noch die kleinen ostmitteleuropäischen 
EU-Staaten -- also die baltischen Staaten, die tschechische Republik, die Slowakei, Ungarn 
und Slowenien -- in den Vergleich mit ein. Die Kontrastgruppe bilden die großen und etab-
lierten Demokratien: die USA, Kanada, Japan, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, 
Spanien. 
Die große Fallzahl zwingt mich, einfache quantitative Indikatoren zu benutzen. Die Werte 
stammen aus den ersten Jahren nach der Jahrtausendwende.  
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Ich gehe in drei Schritten vor. Im nächsten Abschnitt wird gezeigt, dass Kleinstaaten fünf 
unterschiedliche Pfade der Entwicklung der Systeme der Interessenvermittlung beschritten 
haben: Die zwei Muster in Nord- und Kontinentaleuropa, die Katzenstein für sieben Länder 
beschrieben hat und die auch die Entwicklung in Luxemburg, Portugal und Slowenien erfas-
sen. Hinzu kommt noch das Muster des Korporatismus in liberalen Ländern, wie in Austra-
lien, Irland und Zypern. Das vierte Muster ist der ökonomisch irrelevante Korporatismus, der 
in Mittelosteuropa zur legitmatorischen Absicherung des Systemwechsels dient. Ein fünfter 
Weg führte schließlich drei Kleinstaaten trotz Globalisierung und Verletzbarkeit nicht in den 
Korporatismus. Dies sind die Fälle Griechenlands, Maltas und Neuseelands.  
Im dritten Abschnitt wird gefragt, ob diese Korporatismen mit innenpolitischen Kompen-
sationen verbunden sind. Nur in den nord- und kontinentaleuropäischen Ländern ist dies der 
Fall. In den Korporatismen in liberalen Kleinstaaten beschränkt sich die Kompensation auf 
den Arbeitsmarkt.  
Im vierten Abschnitt wird gezeigt, dass heute große Länder in einer ähnlichen Lage sind 
wie kleine Länder in der Zwischenkriegszeit. ‚Large states are growing smaller’ (Katzenstein 
2003: 27). Aber dennoch entwickelt sich dort kein Korporatismus, wie 70 Jahre zuvor in den 
westeuropäischen Kleinstaaten, weil hierfür kaum die sozio-politischen noch die ökonomi-
schen Voraussetzungen gegeben sind – und dies gilt für Klein- wie für Großstaaten gleicher-
maßen. 
2 VORAUSSETZUNGEN DES KLEINSTAATENEFFEKTS 
Kleinstaaten seien ökonomisch erfolgreich und politisch stabil, weil die Eliten Kooperation 
der Konfrontation vorziehen und eine Konfrontationsstrategie aufgrund der Weltmarktabhän-
gigkeit größere Nachteile nach sich ziehen würde als in großen Ländern. Im Rahmen dieser 
kooperativen Strategien würden potenzielle Verlierer der Weltmarktöffnung und der flexiblen 
Anpassung kompensiert. Diese Kompensation ist mit ökonomischem Erfolg vereinbar und sie 
trägt zur politischen Stabilität bei. Dies ist der Kern der These von Katzenstein. Hierfür liefert 
er für drei skandinavische und vier kontinentaleuropäische Kleinstaaten überzeugende empiri-
sche Evidenz für einen Zeitraum, der weit in die Geschichte der Länder zurückreicht und in 
den frühen 1980er Jahren endet. Obwohl es seither Veränderungen und Herausforderungen 
der kooperativen Haltung der Verbände in diesen Staaten gegeben hat – besonders in Schwe-
den und in Österreich – gibt es keine Hinweise, dass die sozialpartnerschaftliche Orientierung 
in irgendeinem dieser Länder vollständig durch eine konfliktuelle Haltung ersetzt wurde, so 
wie sie in den USA oder im Vereinigten Königreich verbreitet ist. 
Neigen aber alle Kleinstaaten zu einem korporatistischen System der Interessenvermittlung 
und liegen damit die institutionellen Voraussetzung für den Kleinstaateneffekt vor? Bei der 
Auswertung der Literatur zu den Systemen der Interessenvermittlung in Kleinstaaten in der 
Gegenwart benutze ich Kriterien, die sich eng an Katzensteins konzeptionellen Überlegungen 
anschließen. 
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Das erste Kriterium ist die sozialpartnerschaftliche Ideologie der kollektiven Akteure und 
die Existenz von Institutionen, in denen sich diese Sozialpartnerschaft abspielen kann. Ohne 
grundsätzlichen gegenseitigen Respekt und ohne echte Kooperationsbereitschaft von Gewerk-
schaften, Arbeitgebern und Staat kann es keinen Korporatismus geben. Nicht jeder dieser 
Korporatismen ist jedoch auch ökonomisch wirksam. Dazu bedarf es mindestens einer intern 
koordinationsfähigen Gewerkschaftsbewegung, die einen großen Teil der Arbeitsbedingungen 
durch Tarifverträge oder funktional gleichwertige Mittel regeln kann. Dies ist das zweite Kri-
terium. Fehlt diese Voraussetzung, dann kann der Korporatismus nicht die ökonomischen 
Anpassungsleistungen erbringen, zu denen kleine Länder besser geeignet sein sollen als gro-
ße. Die sozio-politischen Bedingungen, unter denen sich dieser effektive Korporatismus ent-
faltet oder unter denen er institutionalisiert wurde, variieren beträchtlich. Das zentrale Kriteri-
um für den skandinavischen Korporatismus waren organisatorisch mächtige Gewerkschaften 
und eine stimmenstarke Sozialdemokratie, die einem schwachen und fragmentierten bürgerli-
chen Lager gegenüber standen. In Kontinentaleuropa war (mit der möglichen Ausnahme Ös-
terreichs) diese Bedingung nicht gegeben. Dennoch kam es zu einem funktionierenden Tripar-
tismus. Von zentraler Bedeutung war hierbei, dass der Staat bereit war, sowohl in die Ar-
beitsbeziehungen wie auch in die Einkommensverteilung zu intervenieren. Aber auch in Fäl-
len, in denen der Staat nicht ausgeprägt interventionswillig war, konnte Korporatismus ent-
stehen. Dabei fehlte jedoch eine innenpolitische Kompensation in Form von generösen Sozi-
alpolitiken. Dies ist das Beispiel Irlands oder Australiens. Legt man diese Kriterien in einem 
Entscheidungsbaum an, so lassen sich diese fünf unterschiedlichen Typen der Systeme der 
Interessenvermittlung unterscheiden und die Länder diesen Typen zuordnen. 
Das erste Kriterium – Ideologie und Institutionen der Sozialpartnerschaft – trennt drei plu-
ralistisch-konfliktuelle Kleinstaaten von den korporatistischen Kleinstaaten. Ebenso wie Aust-
ralien schütze sich Neuseeland durch Protektionismus bis in die 1980er Jahre hinein vor dem 
Weltmarkt. Aber während Australien den Weg der Öffnung bei gleichzeitiger Inklusion der 
Gewerkschaften in ein korporatistisches System beschritt, kopierte die neuseeländische Re-
gierung die britische Strategie der außenwirtschaftlichen und innenpolitischen Liberalisierung 
(Castles 1989; Bray und Neilson 1996; Schwartz 2000). In Griechenland entwickelte sich 
nach der Demokratisierung ebenso wenig der Korporatismus (Lavdas 2005) wie er auch nicht 
auf Malta Fuß fassen konnte. Sowohl in Griechenland wie in Malta entsprechen die Arbeits-
beziehungen eher dem klientelistischen Muster, wobei sie mit einem bipolar strukturierten 
Parteiensystem verknüpft sind (Bestler 2001: 281-283; Lavdas 2001; Lavdas 2005).  
Innerhalb der Gruppe der korporatistischen Kleinstaaten trennt das Kriterium der ökono-
mischen Wirksamkeit die meisten mittelosteuropäischen Länder vom Rest der Gruppe (siehe 
Abbildung 1; der Punktehaufen beim Deckungsgrad von 80 % und einem Organisationsgrad 
von 23 bis 25% repräsentiert die Fälle Australiens, der Niederlande und Portugals).  
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Abbildung 1: Organisationsgrad und Tarifverträge (um 2000) 
 
Quellen: OECD 2004: 145 
 
Dies trifft jedoch nicht auf Slowenien zu. Die Slowakei könnte ein Grenzfall darstellen. Frei-
lich wird in der Literatur über erhebliche Umsetzungsprobleme der Tarifverträge in der slo-
wakischen Republik berichtet (Kohl und Platzer 2004:161). Es ist deshalb angemessen, auch 
bei den slowakischen Arbeitsbeziehungen davon auszugehen, dass den Gewerkschaften keine 
bedeutsame Rolle für die Bestimmung der Arbeitsverhältnisse zukommt. Der in allen neuen 
mittelosteuropäischen EU-Mitgliedsländern institutionalisierte Tripartismus (Kohl und Platzer 
2004: 228; Avdagic 2005; Hassel 2005; Mansfeldova und Rakusanova 2006) hat aus diesem 
Grund kaum ökonomische Funktionen im Sinne Koordinierung der Tarifpolitiken der Ver-
bände (Ost 2000). Freilich half er, den Systemwechsel abzusichern, indem Legitimation für 
die Transitionspolitiken geschaffen werden sollte und indem die Gewerkschaften in den 
Wandlungsprozess eingebunden werden sollten. Dies konnte auch dazu beitragen, dass die 
Gewerkschaften nicht versuchten, ihre Mitglieder gegen den Übergang zu Kapitalismus und 
Demokratie zu mobilisieren (Iankova 1998; Katzenstein 2003: 22). 
Das dritte Kriterium zur Unterscheidung von Systemen der Interessenvermittlung im Zu-
sammenhang dieses Beitrags ist eine starke Gewerkschaftsbewegung und politische Linke. 
Dieses Kriterium trennt die nordeuropäischen Länder vom Rest der Gruppe. Katzenstein hat 
für diese Ländergruppe den Begriff des ‚social corporatism’ benutzt1. Zu dieser Gruppe gehö-
                                                 
1  In diese Gruppe schloss er noch Österreich ein und Schweden behandelte er als einen Grenzfall. Österreich rechne ich 
jedoch zur kontinentaleuropäischen Gruppe, weil nach der Jahrtausendwende die Gewerkschaften erheblich weniger or-
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ren neben den von Katzenstein untersuchten drei skandinavischen Ländern2 noch Island und 
Finnland. In Island herrscht eine ausgeprägte Sozialpartnerschaft obwohl häufig offene Kon-
flikte mit Streiks ausgetragen werden. Im Gegensatz zu den anderen skandinavischen Ländern 
sind die Gewerkschaften wenig zentralisiert und politische Parteien und das Parlament spielen 
nur eine ratifizierende Rolle für die Sozialpartnerabkommen. Allerdings rechtfertigt die orga-
nisatorische Macht der Gewerkschaften – ca. 85% der Arbeitnehmer sind organisiert 
(Icelandic Federation of Labour 2006; Eythorsson und Jahn 2003: 180) – die Zuordnung zu 
dieser Gruppe, in der sich alle Länder durch weit überdurchschnittliche Organisationsgrade 
auszeichnen. Auch Finnland gehört zu dieser Gruppe. Allerdings datiert der finnische Korpo-
ratismus erst aus den 1960er Jahren. Seine Genese entspricht jedoch genau der Kleinstaaten-
these: Die friedliche Koexistenz mit der Sowjetunion erforderte die Überbrückung innenpoli-
tischer Spaltungen (Auffermann 2003: 212) und die Abwertung der finnischen Markka zwang 
zur lohnpolitischen Koordination (Armingeon 1983: 71, 290; OECD 1979: 19). 
Das kontinentaleuropäische Muster der Koordination unterscheidet sich vom nordeuropäi-
schen durch eine schwächere Position der Gewerkschaften und der sozialdemokratischen Par-
teien. Im Gegensatz zu einem liberalen Korporatismus unterstützt die staatliche Politik das 
Tarifverhandlungssystem und deren Akteure nachdrücklich. Katzenstein hat Belgien, die Nie-
derlande, die Schweiz und Österreich als kontinentaleuropäische Kleinstaaten mit starker so-
zialpartnerschaftlichen Ideologie und entsprechenden Institutionen beschrieben. Daran ist 
prinzipiell trotz den offensichtlichen Krisen der österreichischen Sozialpartnerschaft keine 
Korrektur vorzunehmen (Talos 2005). Drei weitere Länder erfüllen die Kriterien für den kon-
tinentaleuropäischen Korporatismus (ausgeprägte Sozialpartnerschaft, wirtschaftliche Rele-
vanz, relativ schwache Linke, massive Staatsintervention zugunsten eines funktionierenden 
Systems der Tarifverhandlungen): Luxemburg, Portugal und Slowenien. Die slowenischen 
Arbeitsbeziehungen unterscheiden sich von allen anderen ostmitteleuropäischen Staaten durch 
große Mitgliederzahlen sowie einer nahezu vollständigen Deckung sämtlicher Arbeitsverhält-
nisse durch Tarifverträge. Gewerkschaften und Unternehmerorganisationen sind sozialpart-
nerschaftlich eingestellt und die Absprachen im Rahmen tripartistischer Gremien sind damit 
wirtschaftlich unmittelbar relevant (Luksic 2004: 663). In Portugal entwickelte sich ein funk-
tionsfähiger und stabiler Korporatismus nach der Transition zur Demokratie und im Zuge der 
Integration in die EG/EU (Royo 2002). Auch Luxemburg weist alle Merkmale einer korpora-
tistischen Interessenvermittlung auf (Schroen 2001; Schroen 2003: 432-435).   
                                                                                                                                                        
ganisatorische Macht – gemessen in Mitgliedern – haben als in den 1970er Jahren, auf die sich Katzensteins Typologie 
bezieht. 
2  Geht man vom gewerkschaftlichen Organisationsgrad aus, ist Norwegen im Vergleich zu Belgien ein Grenzfall. Zieht 
man als weiteres Kriterium die Stärke der Vertretung linker Parteien in der Regierung (seit 1980) sowie die politische 
Geschlossenheit der Gewerkschaftsbewegung hinzu, lässt sich die Zuteilung Norwegens zum nord- und Belgiens zum 
kontinentaleuropäischen Korporatismus rechtfertigen. 
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Der kontinentaleuropäische Korporatismus wurde von Katzenstein als ‚liberal’ bezeichnet, 
weil die Arbeitgeberseite und die bürgerlichen Parteien mehr Macht besitzen und stärker auf 
internationale Märkte orientiert waren. Zudem entsprach die innenpolitische Kompensation 
weniger einem sozialdemokratischen Muster der staatlich vermittelten Entschädigung der 
Öffnungsopfer. An der Jahrtausendwende sind alle wirtschaftlich hoch entwickelten Demo-
kratien in dem Sinne liberal geworden, dass sie eine weltwirtschaftliche Öffnung unterstützen. 
Aber sie unterscheiden sich in Bezug auf ihre Kompensationspolitik. In Nord- und Kontinen-
taleuropa kommt der staatlichen Sozialpolitik eine bedeutsame Rolle bei der Sicherung des 
Lebensstandards der Bevölkerung zu. Sie sind in diesem Sinne nicht liberal. Dagegen hat eine 
Reihe von kleinen Ländern wirtschaftlich relevante Sozialpartnerschaft eingeführt, ohne 
gleichzeitig die Kompensation über den Wohlfahrtsstaat zu organisieren. Dies trifft auf drei 
kleine Länder zu, deren wettbewerbsdemokratisches politisches System und deren liberaler 
Wohlfahrtsstaat (Esping-Andersen 1990) durch Großbritannien geprägt sind und deshalb ‚li-
beral-angelsächsische’ Korporatismen genannt werden könnten: Australien, Irland und Zy-
pern. Der Korporatismus dieser Länder ist neueren Datums. Er entstand in den 1970er 
und1980er Jahren. Eine mächtige Triebfeder dieser Entwicklung in Australien und Irland wa-
ren die weltwirtschaftliche Öffnung dieser Ökonomien (Hardiman 2002; Bray und Neilson 
1996; Schwartz 2000; Zervakis 2004: 924-925). 
Korporatismus ist also keine uniforme institutionelle Reaktion auf weltwirtschaftliche Ab-
hängigkeit in Kleinstaaten: Es gibt mindestens vier Typen von kleinstaatlichem Korporatis-
mus  und nicht alle Kleinstaaten reagieren mit Sozialpartnerschaft auf wirtschaftliche Ver-
letzbarkeit. Abbildung 2 fasst nochmals die verschiedenen Typen und die Unterscheidungs-
kriterien zusammen. Nur die Hälfte der Kleinstaaten weisen jene nord- und kontinentaleuro-
päischem Reaktionsmuster auf außenwirtschaftliche Verletzbarkeit auf, die in ‚Small States in 
World Markets’ identifiziert wurden. Dies ist eine erste, wichtige Ergänzung der Katzenstein-
These, die korporatistische Reaktion als nahezu unausweichlich erscheinen lässt und die nur 
zwei Korporatismustypen unterscheidet. 
Der Vollständigkeit halber muss hinzugefügt werden, dass nicht nur Kleinstaaten vor der 
Entscheidung zwischen Korporatismus und Pluralismus standen. In einigen großen Ländern 
votierten die Eliten für die Kooperation, auch wenn vielleicht die Anreize aufgrund der au-
ßenwirtschaftlichen Verletzbarkeit nicht so hoch waren wie in den kleinen Staaten. Legt man 
das Kriterium sozialpartnerschaftlicher Ideologie und Institutionen an, wären Spanien, Italien 
und Deutschland grundsätzlich als sozialpartnerschaftlich zu klassifizieren. Freilich fehlt es 
nicht an Belegen für eine stark defizitäre Umsetzung dieser Kooperation in den letzten zehn 
bis 20 Jahren in diesen Nationen (Streeck und Hassel 2004; Royo 2002: 45-87; Hassel 2003). 
Sozialpartnerschaft in Japan bezieht sich nicht auf die überbetrieblichen Gewerkschaften, so 
dass dieses Land bestenfalls als ‚Corporatism without labor’ zu kategorisieren wäre (Pempel 
und Tsunekawa 1979). Hingegen ist die sozialpartnerschaftliche Ideologie in den USA, 
Frankreich, dem Vereinigten Königreich und Kanada wenig verbreitet. Von den untersuchten 
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Abbildung 2: Übersicht über die Zuordnung von Kleinstaaten zu Typen des Korporatismus 
 Ausgangspunkt: 24 kleine Staaten 
   
1. Kriterium: Sozialpartnerschaftliche Ideologie und Institutionen? 
  
 21 kleine Staaten Griechenland, Malta, Neuseeland  




2. Kriterium: Ökonomisch relevant?  
  
 
 15 kleine Staaten Mittelosteuropäischer /Transformations-
Korporatismus: Tschech. Republik, Slowaki-
sche Republik, Estland, Lettland, Litauen,  




3. Kriterium: Bürgerliche Dominanz (d.h. 
keine starken Gewerkschaften 
und keine starke Linke)?  
  
 
 10 kleine Staaten Nordeuropäischer Korporatismus: Schweden, 
Norwegen, Finnland, Dänemark, Island  
(21% aller Länder) 
   




poratismus: Australien, Irland, 
Zypern (13% aller Länder) 
Kontinentaleuropäischer Korporatismus: Bel-
gien, Niederlande, Luxemburg, Schweiz, Ös-
terreich, Portugal, Slowenien  
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großen Ländern haben also weniger als die Hälfte ein korporatistisches System ausgebildet – 
und dies ist deutlich weniger, als in der Gruppe der kleinen Länder, in der nur jedes achte 
Land ein pluralistisch-konfliktuelles System der Interessenvermittlung aufweist. Diese Diffe-
renz ist eine wichtige Bestätigung des Kerns der Katzenstein-These, kleine Länder hätten eine 
stärkere Neigung zum Korporatismus als große Nationen. 
3 INNENPOLITISCHE KOMPENSATION 
Führt eine sozialpartnerschaftliche Beziehung zwischen Gewerkschaften, Arbeitgebern und 
Regierungen in kleinen Staaten zur innenpolitischen Kompensation? Wird also im Rahmen 
der Elitenkooperation dafür gesorgt, dass die Opfer der weltwirtschaftlichen Öffnung ge-
schützt oder entschädigt werden? Kompensation kann dabei auf unterschiedliche Art und 
Weise erfolgen. Sowohl die vergleichenden Studien zur wohlfahrtsstaatlichen Politik in west-
lichen Demokratien (z.B. Esping-Andersen 1990; Kersbergen 1995; Huber und Stephens 
2001) als auch Katzensteins eigen Analyse legen es nahe, dass diese Form der Kompensation 
variiert. Dabei sollten kulturelle, institutionelle und politische Variablen einen großen Teil 
dieser Unterschiede erklären können. 
Freilich sollte es eine Mindestkompensation in jedem Typus des ökonomisch relevanten 
Korporatismus geben. Die Arbeitslosigkeit – und ganz besonders die Langzeitarbeitslosigkeit 
– sollte gering sein und liberalisierte Märkte sollten nicht mit großer sozialen Ungleichheit 
einhergehen. Dazu können eine Eindämmung der Einkommensunterschiede oder umfangrei-
che sozialstaatliche Transfers gehören. Ohne dieses Korrelat von Sozialpartnerschaft macht es 
für Gewerkschaften wenig Sinn, sich tripartistisch einbinden zu lassen. Wenn der Korpora-
tismus zu einer aktiven Rolle der politischen Eliten bei der Bewältigung von Öffnungsfolgen 
führt, wäre auch zu erwarten, dass ein großer Teil des Sozialprodukts durch öffentliche Kas-
sen fließt und damit neu verteilt wird.  
Tabelle 1 enthält Angaben zu diesen Variablen nach Ländern und Ländergruppen. Diese 
Analyse beansprucht nicht, internationale Unterschiede innerhalb der Gruppen zu erklären; 
vielmehr geht es darum, ob sich jenseits dieser Variationen Effekte zeigen, die auf den klein-
staatlichen Korporatismus und seine verschiedenen Varianten zurückgeführt werden könnten. 
Die Arbeitsmarktdaten deuten tatsächlich auf einen Effekt des Korporatismus in Kleinstaaten 
hin. In jenen Kleinstaaten, in denen die Arbeitsmarktparteien tatsächlich die Arbeitsbedin-
gungen regeln und in denen sie sozialpartnerschaftlich ausgerichtet sind, ist die Arbeitslosen-
quote und die Quote der Langzeitarbeitslosen niedriger als in den großen Ländern, den nicht-
korporatistischen Kleinstaaten und den mittelosteuropäischen kleinen Ländern. Allerdings 
sind die Streuungen innerhalb der Ländergruppen beträchtlich und die Differenz der Lang-
zeitarbeitslosenquote zwischen den Großstaaten und den kontinentaleuropäischen Kleinstaa-
ten ist vernachlässigbar. Es erübrigt sich hier darauf hinzuweisen, dass diese Werte Kovariati-
onen darstellen; die Arbeitsmarktkennziffern hängen noch von weitaus mehr Bestimmungs-
gründen ab, als nur vom kleinstaatlichen Korporatimus. Aber die Werte lassen sich zumindest  
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Tabelle 1: Innenpolitische Kompensation 




1998-2003 in % BIP 
Sozialausgaben in % 
BIP, 1998-2001 
Gini Koeffizient um 
2000 
Groβes Land 
 Kanada 7.5  0.7 42.5 17.7 0.30  
 Frankreich 9.9  3.9 50.4 28.7 0.29  
 Deutschland 8.1  5.0 45.7 27.3 0.26  
 Italien 10.3  3.9 45.6 24.1 0.33  
 Japan 4.9  1.5 29.8 15.7 .  
 Spanien 12.0  2.2 38.5 19.9 0.34  
 UK 5.5  1.0 40.4 21.6 0.35  
 USA 4.9  0.7 33.8 14.4 0.32  
 Mittelwert 7.9  2.4 40.8 21.2 0.31  
 Standardabweichung 2.7  1.7 6.7 5.2 0.03  
Liberal-angelsächsischer Korporatismus in einem kleinen Land 
 Australien 6.7  0.9 37.0 18.0 0.31  
 Irland 5.1  1.5 34.4 14.3 0.32  
 Zypern 4.1  1.2 35.5 . .  
 Mittelwert 5.2  1.2 35.7 16.1 0.32  
 Standardabweichung 1.3  0.3 1.3 2.6 0.01  
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1998-2003 in % BIP 
Sozialausgaben in % 
BIP, 1998-2001 
Gini Koeffizient um 
2000 
Kontinentaleurop. Korporatismus in einem kleinen Land 
 Österreich 5.2  1.3 50.5 25.9 0.26  
 Belgien 7.8  4.4 49.3 27.2 0.28  
 Luxemburg 3.0  1.2 44.7 21.0 0.26  
 Niederlande 3.4  1.9 46.3 22.3 0.25  
 Portugal 4.8  3.7 40.8 20.1 .  
 Slowenien 6.8  3.1 44.9 . 0.25  
 Schweiz 3.1  1.7 34.4 26.0 0.27  
 Mittelwert 4.9  2.5 44.4 23.7 0.26  
 Standardabweichung 1.9  1.3 6.0 3.0 0.01  
Nordeurop. Korporatismus 
 Dänemark 4.8  1.1 57.6 29.5 0.24  
 Finnland 9.8  2.2 54.1 25.5 0.25  
 Island 2.7  0.3 45.1 19.5 .  
 Norwegen 3.6  0.8 57.6 24.6 0.25  
 Schweden 4.9  1.2 60.4 29.5 0.25  
 Mittelwert 5.2  1.1 55.0 25.7 0.25  
 Standardabweichung 2.8  0.7 6.0 4.2 0.01  
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1998-2003 in % BIP 
Sozialausgaben in % 
BIP, 1998-2001 
Gini Koeffizient um 
2000 
Transformationskorporatismus in einem kleinen mitteleurop. Land 
 Tschech. Rep. 7.8  4.2 39.6 . 0.26  
 Estland 11.0  4.2 38.4 . 0.36  
 Ungarn 6.5  3.2 44.1 . 0.30  
 Lettland 12.9  4.1 35.4 . .  
 Litauen 14.3  4.3 34.8 . .  
 Slowakei 17.2  11.7 43.7 . 0.24  
 Mittelwert 11.6  5.3 39.3 0.29  
 Standardabweichung 4.0  3.2 4.0 0.05  
Kleines Land ohne Korporatismus 
 Griechenland 11.3  5.1 43.7 23.6 0.34  
 Malta 7.4  3.4 36.4 . .  
 Neuseeland 5.9  0.3 38.8 19.3 .  
 Mittelwert 8.2  2.9 39.6 21.5 0.34  
 Standardabweichung 2.8  2.4 3.7 3.0 .  
     
Total Mittelwert 7.3  2.7 42.9 22.4 0.29  
  Standardabweichung 3.6   2.2  7.6  4.7  0.04  
Quellen: Armingeon und Careja 2005; OECD 2004, Arbeitslosenquote: Webseiten der EU und der OECD. Ginikoeffizient um 2000: Website des LIS-Projektes 
(www.lisproject.org) 
Anmerkungen: Die Arbeitslosenquoten sind Quoten gemäss den nationalen Statistiken. Langzeitarbeitslosigkeit: Arbeitslose mit einer Arbeitslosendauer von mehr als 12 
Monaten in % vom Total der Erwerbsbevölkerung 2005 oder nächstliegendes Jahr. Staatseinnahme: Bei neuen EU Mitgliedsländer wurden die Durchschnitte zum Teil auf-
grund fehlender Daten für kürzere Zeiträume berechnet. Gini-Koeffizienten: Daten für einige Länder vor 2000; am weitesten liegt die entsprechende Erhebung für Däne-
mark (1992) zurück. 
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als empirische Entsprechung der Leithypothese interpretieren, dass der Korporatismus einen 
Arbeitsmarktkontext schafft, der einem hohen Beschäftigungsstand zuträglich ist. 
Ein zweiter Aspekt der innenpolitischen Kompensation ist das Ausmaß der Einkommen-
sungleichheit und das Ausmaß der marktkorrigierenden Staatseingriffe. Hier zeigt sich – trotz 
Variationen innerhalb der Ländergruppen – eine weitere Kovariation. Tabelle 1 enthält Anga-
ben zur Politisierung der Ökonomie (gemessen mit dem Indikator der Staatseinnahmen in % 
des Bruttoinlandsprodukt), zu den staatlichen Sozialausgaben (in % des Bruttoinlandpro-
dukts) und zum Ausmaß der Einkommensungleichheit. Diese wird mit dem Ginikoeffizienten 
gemessen. Ein Wert von ‚0’ würde vollkommene Einkommensgleichheit anzeigen; je höher 
der Wert ist, desto ungleicher sind die Einkommen verteilt.  
Die korporatistischen Kleinstaaten Nord- und Kontinentaleuropas geben vergleichsweise 
am meisten für die soziale Sicherheit aus. Sie intervenieren am stärksten in die Ökonomie, 
indem sie besonders große Anteile des gesellschaftlichen Reichtums durch staatliche Kassen 
schleusen, und sie weisen im Durchschnitt die geringste Einkommensungleichheit auf. Diese 
Daten passen zur These, korporatistische Kleinstaaten verfolgten eine Politik der innenpoliti-
schen Kompensation. Ebenso entsprechen die Werte für Neuseeland, Griechenland und Malta 
dieser These. Da in diesen Ländern auf außenwirtschaftliche Verletzbarkeit nicht institutionell 
mit Korporatismus reagiert wurde, erfolgte auch keine innenpolitische Kompensation.  
Wenig verwunderlich sind auch die Ergebnisse für die mittelosteuropäischen kleinen Län-
der. Da dort die Sozialpartnerschaft vor allem dazu dient, den Systemwandel legitimatorisch 
abzusichern und sie kein wirksames wirtschafts- und sozialpolitisches Mittel darstellt, ist auch 
nicht zu erwarten, dass innenpolitische Kompensation eintritt.  
Alle diese Fälle passen zur Behauptung, kleine Staaten neigten zu Korporatismus und er 
führe zur innenpolitischen Kompensation – wenn man die wichtige Korrektur macht, dass nur 
in Nord- und Kontinentaleuropa ein ökonomisch wirksamer Korporatismus entstand, der eine 
breite Entschädigung für mögliche Effekte der weltwirtschaftlichen Öffnung schuf. Drei wei-
tere Fälle – Irland, Australien und Zypern – zeigen jedoch, dass es darüber hinaus eine Form 
des kleinstaatlichen Korporatismus gibt, bei dem die Kompensation auf einen hohen Beschäf-
tigungsstand beschränkt ist. Die sozialpolitische Absicherung, also eine geringe Einkom-
mensgleichheit sowie ein umfangreicher Sozial- und Interventionsstaat fehlen hier. In diesem 
Sinne ist Korporatismus mit einer ausschließlich beschäftigungspolitischen Kompensation 
möglich, der ansonsten im Rahmen eines liberalen Wohlfahrtsstaat und einer angelsächsi-
schen Wettbewerbsdemokratie stattfindet. Dies ist eine zweite, wichtige Ergänzung der Kat-
zenstein-These.  
Die These über die Besonderheit von Kleinstaaten hat noch zwei weitere wichtige Implika-
tionen. Trotz ungünstiger Voraussetzungen seien Kleinstaaten wirtschaftlich nicht weniger 
erfolgreich als Großstaaten, weil sie eine effektive korporatistische Steuerung verfolgten. Und 
darüber hinaus seien Demokratien in Kleinstaaten aufgrund ihrer innenpolitischen Inklusions-
strategien politisch stabil. In Tabelle 2 (nächste Seite) sind die Daten für die Zufriedenheit der 
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Tabelle 2: Einstellungen und Bruttosozialprodukt 
  Politisches Interesse, ESS, 2004 
Politisches Interesse, 
WVS, 1999-2001 
Zufriedenheit mit der  
Demokratie, ESS 2004 
Bruttosozialprodukt pro 
Kopf in Kaufkraftparitäten 
und US $ 
Groβes Land 
 Kanada . 47.0  . 32220  
 Frankreich 37.3 35.9  13.2 30540  
 Deutschland 56.1 49.7  20.4 29210  
 Italien . 32.3  . 28840  
 Japan . 63.6  . 31410  
 Spanien 28.9 28.2  25.1 25820  
 UK 47.3 35.9  17.8 32690  
 USA . 64.7  . 41950  
 Mittelwert 42.4 44.7  19.1 31585  
 Standardabweichung 11.8 14.0  5.0 4730  
    
Liberal-angelsächsischer Korporatismus in einem kleinen Land 
 Australien . 56.5  . 30610  
 Irland 44.6 45.6  23.0 34720  
 Zypern . .  . 22230  
 Mittelwert 44.6 51.1  23.0 29186  
 Standardabweichung . 7.7  . 6365  
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  Politisches Interesse, ESS, 2004 
Politisches Interesse, 
WVS, 1999-2001 
Zufriedenheit mit der  
Demokratie, ESS 2004 
Bruttosozialprodukt pro 
Kopf in Kaufkraftparitäten 
und US $ 
Kontinentaleurop. Korporatismus in einem kleinen Land 
 Österreich 51.3 .  27.7 33140  
 Belgien 43.3 39.5  18.4 32640  
 Luxemburg 42.8 42.3  38.1 65340  
 Niederlande 61.2 67.0  14.1 32480  
 Portugal 28.0 32.3  3.7 19730  
 Slowenien 41.6 42.1  8.5 22160  
 Schweiz 59.0 40.3  34.3 37080  
 Mittelwert 46.7 43.9  20.7 34653  
 Standardabweichung 11.4 11.9  13.1 14930  
    
Nordeurop. Korporatismus 
 Dänemark 64.8 60.5  55.4 33570  
 Finnland 46.0 26.8  39.0 31170  
 Island 63.0 50.1  27.3 34760  
 Norwegen 49.2 68.5  31.2 40420  
 Schweden 57.4 .  27.0 31420  
 Mittelwert 56.1 51.5  36.0 34268  
 Standardabweichung 8.3 18.1  11.9 3751  
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  Politisches Interesse, ESS, 2004 
Politisches Interesse, 
WVS, 1999-2001 
Zufriedenheit mit der  
Demokratie, ESS 2004 
Bruttosozialprodukt pro 
Kopf in Kaufkraftparitäten 
und US $ 
Transformationskorporatismus in einem kleinen mitteleuropäischen Land 
 Tschech. Rep. 18.7 70.8  11.6 21140  
 Estland 36.6 .  9.7 15420  
 Ungarn 39.8 .  6.4 16940  
 Lettland . .  . 13480  
 Litauen . 52.6  . 14220  
 Slowakei 36.0 .  6.6 15760  
 Mittelwert 32.8 61.7  8.6 16160  
 Standardabweichung 9.5 12.9  2.5 2723  
    
Kleines Land ohne Korporatismus 
 Griechenland 32.8 41.6  32.9 23620  
 Malta . .  . 18960  
 Neuseeland . 60.2  . 23030  
 Mittelwert 32.8 50.9  32.9 21870  
 Standardabweichung . 13.2  . 2537  
    
Total Mittelwert 44.8 48.1  22.3 28648  
  Standardabweichung 12.3  13.4   13.0  10215   
Quellen: World Values Survey, 4. und ggfs, 3. Welle; European Social Survey, 2004, World Bank (website). 
Anmerkungen: Politisches Interesse, ESS % Anteil sehr/etwas an Politik interessierten Befragten (gewichtet); Politisches Interesse WVS: % Anteil der sehr/etwas an Poli-
tik interessierten Bürger, ungewichtet. Zufriedenheit mit der Demokratie: % Anteil Skalen 8-10 (1 sehr unzufrieden, 10 sehr zufrieden) ESS 2004, gewichtet. 
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Bürger mit der Demokratie und ein Indikator für wirtschaftlichen Erfolg – das Bruttosozial-
produkt pro Kopf – abgetragen. Sie zeigen, dass Kleinstaaten mit wirtschaftlich effektivem 
Korporatismus mindestens ebenso erfolgreich sind, wie große Länder. Darüber hinaus finden 
sich jedoch keine Anzeichen, dass dies mit einer höheren Zufriedenheit der Bürger mit dem 
politischen System verbunden ist. Eine weitere nahe liegende Vermutung wird ebenfalls nicht 
bestätigt: Wenn die weltwirtschaftliche Verletzbarkeit eine stete Herausforderung für das po-
litische System ist, dann wäre zu erwarten, dass die Bürger in kleinen Staaten an Politik inte-
ressierter sind als in großen Ländern. Aber dies ist offensichtlich nicht der Fall. 
4 GEGENLÄUFIGE ENTWICKLUNGEN 
Die bahnbrechende Studie Katzensteins beschränkte sich auf den Zeitraum bis zum Anfang 
der 1980er Jahre. Verletzbarkeit durch wirtschaftliche Internationalisierung war in dieser Pe-
riode vor allem ein Problem kleiner Staaten und sie hatten die innenpolitischen Vorausset-
zungen, darauf durch eine koproratistische Strategie zu reagieren. Gilt dies gleichermaßen für 
die Zeit um die Jahrtausendwende? In diesem Abschnitt argumentiere ich, es habe zwei ge-
genläufigen Entwicklungen gegeben.  
Die erste Entwicklung ist jene der zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtung. Sie brachte 
Großstaaten zur Jahrtausendwende in eine strukturell ähnliche Situation der außenwirtschaft-
lichen Verletzbarkeit, wie dies 40 Jahre zuvor vor allem in kleinen Staaten der Fall war. Die-
ser Globalisierungsprozess verstärkte darüber hinaus die bereits in den 1960er Jahren ausge-
prägte Außenhandelsabhängigkeit der kleinen Nationen. Tabelle 3 enthält einige Indikatoren 
für diese Entwicklungen. 
Spalte 2 und 3 informieren über den Wert eines Indexes für Restriktion des Kapitalver-
kehrs um 1960 und um 1999. Der Wert ‚4’ zeigt an, dass keine Restriktionen vorliegen; der 
Wert ‚0’ steht für einen vollkommen geschlossenen Kapitalmarkt. Die zwei letzten Spalten 
enthalten für die Jahre 1960 und 2000 Daten zum Umfang des Außenhandels, der hier als 
Summe von Importen und Exporten (in % des Bruttoinlandprodukts) gemessen wird.  
Zunächst wird ein Befund Katzensteins durch diese Tabelle bestätigt. Die korporatistischen 
nordeuropäischen Staaten und Österreich haben sich in der Vergangenheit in Bezug auf inter-
nationale Kapitalmobilität sehr viel stärker abgeschottet als die übrigen kleinen und demokra-
tischen kontinentaleuropäischen Länder. Der Wert für die Öffnungsbereitschaft dieser kleinen 
und in Katzensteins Terminologie ‚liberalen’ Länder betrug (ohne das damals autoritär regier-
te Portugal und das unter sozialem Korporatismus rubrizierte Österreich) durchschnittlich 3.7, 
während die großen Länder 2.9 erreichten und die nordeuropäischen 1.8. Der zweite bestätig-
te Befund Katzensteins lautet, dass die kleinen Länder hinsichtlich des Außenhandels weit 
stärker weltwirtschaftlich integriert und abhängig waren als die großen Länder. 
Darüber hinaus zeigt die Tabelle, dass sich 40 Jahre später kleine und große Länder nicht 
mehr hinsichtlich der Kapitalmarktliberalisierung unterschieden: Alle sind nun nahezu glei-
chermaßen offen. Der Indikator der Außenhandelsabhängigkeit hat seinen Durchschnittswert  
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Tabelle 3: Auβenwirtschaftliche Verwundbarkeit, 1960 und um 2000 
  Liberalisierung des  Kapitalmarktes, 1960 
Liberalisierung des  
Kapitalmarktes, 1999 
Import und Export  
in % BIP, 1960 
Import und Export  
in % BIP, 2000 
Groβes Land 
 Kanada 4.0 4.0  35.6 86.8
 Frankreich 3.0 4.0  26.4 55.9
 Deutschland 4.0 4.0  36.5 67.1
 Italien 2.5 4.0  25.9 55.6
 Japan 2.0 4.0  20.7 20.1
 Spanien 1.5 3.0  15.5 62.2
 UK 2.0 4.0  41.3 57.9
 USA 4.0 4.0  9.5 26.2
 Mittelwert 2.9 3.9  26.4 54.0
 Standardabweichung 1.0 0.4  11.0 21.6
   
Liberal-angelsächsischer Korporatismus in einem kleinen Land 
 Australien 2.5 3.0  29.4 45.6
 Irland 2.0 4.0  64.7 175.6
 Zypern . .  79.7 27.6
 Mittelwert 2.3 3.5  58.0 82.9
 Standardabweichung 0.4 0.7  25.8 80.7
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  Liberalisierung des  Kapitalmarktes, 1960 
Liberalisierung des  
Kapitalmarktes, 1999 
Import und Export  
in % BIP, 1960 
Import und Export  
in % BIP, 2000 
Kontinentaleurop. Korporatismus in einem kleinen Land 
 Österreich 1.5 3.5  48.1 101.2
 Belgien 3.0 4.0  79.7 169.3
 Luxemburg . .  177.6 285.6
 Niederlande 3.0 4.0  93.3 129.6
 Portugal 1.0 3.5  35.7 74.9
 Slowenien . .  . 121.8
 Schweiz 4.0 4.0  55.7 87.9
 Mittelwert 2.5 3.8  81.4 138.6
 Standardabweichung 1.2 0.3  51.5 71.8
   
Nordeurop. Korporatismus 
 Dänemark 2.5 4.0  64.0 80.1
 Finnland 0.5 4.0  43.5 76.0
 Island . .  84.6 75.8
 Norwegen 1.5 4.0  71.2 77.1
 Schweden 2.5 3.5  45.6 89.0
 Mittelwert 1.8 3.9  61.8 79.6
 Standardabweichung 1.0 0.3  17.4 5.5
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  Liberalisierung des  Kapitalmarktes, 1960 
Liberalisierung des  
Kapitalmarktes, 1999 
Import und Export  
in % BIP, 1960 
Import und Export  
in % BIP, 2000 
Transformationskorporatismus in einem kleinen mitteleurop. Land 
 Tschech. Rep. . .  . 146.6
 Estland . .  . 62.2
 Ungarn . .  . 127.2
 Lettland . .  . 100.1
 Litauen . .  . 96.7
 Slowakei . .  . 149.6
 Mittelwert  113.7
 Standardabweichung  33.7
   
Kleines Land ohne Korporatismus 
 Griechenland 1.0 3.0  24.0 57.9
 Malta . .  . 57.1
 Neuseeland 1.5 4.0  45.1 71.8
 Mittelwert 1.3 3.5  34.5 62.3
 Standardabweichung 0.4 0.7  14.9 8.3
   
Total Mittelwert 2.4 3.8  52.2 91.2
  Standardabweichung 1.1  0.4   35.3  52.8  
Quellen: Armingeon und Careja 2005; Quinn und Inclan 1997, Penn World Table http://pwt.econ.upenn.edu/php_site/pwt_index.php; Import und Export im Jahr 2000 für 
Malta und Zypern aus Fischer Weltalmanach 2005. Liberalisierung der Kapitalmärkte gemessen mit dem Quinn-Index der Restriktionen des Kapitalverkehrs: 0 bedeutet 
vollkommen geschlossener, 4 bedeutet vollkommen weltmarktoffener Kapitalmarkt, in der Spalte '1999' beziehen sich die Werte für Griechenland, Portugal und Spanien 
auf 1993 und die Werte für Norwegen auf 1997. 
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für die gesamte Ländergruppe fast verdoppelt. Bevölkerungsreiche Länder sind im Jahr 
2000 größenordnungsmäßig so stark in den Welthandel integriert, wie dies kleine Län-
der im Jahr 1960 waren. Bei den kleinen Nationen hat zudem der Außenhandel noch 
weiter an Bedeutung zugenommen.  
Insofern sind große Länder im Jahr 2000 weltwirtschaftlich so verletzbar wie kleinen 
Staaten dies 1960 waren; und die Verletzbarkeit kleiner Staaten hat noch weiter zuge-
nommen. Wenn das kausale Argument Katzensteins unter sonst gleichen Bedingungen 
zutreffen würde, hätten nun alle Staaten einen Anreiz, auf diese Verwundbarkeit institu-
tionell mit der Einführung oder der Intensivierung korporatistischer Kooperation zu 
reagieren. 
Dies ist jedoch ganz offensichtlich nicht der Fall. Vielmehr gibt es Belege für eine 
Entwicklung, dass die Möglichkeit zur korporatistischen Reaktion abnimmt, während 
der Bedarf daran wächst.  
In der vergleichenden Literatur wurde wiederholt argumentiert, der Korporatismus 
sei am untergehen. Dies ist sicher übertrieben, wie ein schneller Blick auf die entspre-
chenden Zeitreihen zeigt (Armingeon 2005). Aber richtig ist, dass sich seine Grundla-
gen vielfach in ungünstiger Weise geändert haben. Zwei Veränderungen sind in diesem 
Zusammenhang besonders wichtig.  
Die erste betrifft den Kern des Korporatismus der 1970er Jahre. Er wurde durch die 
lohnpolitische Koordinierung durch tripartistische Verhandlungen und durch Kompen-
sationsleistungen an die Gewerkschaften für Lohnmäßigung gebildet. Nach der Jahrtau-
sendwende bedarf es jedoch häufig keines Druckes auf Gewerkschaften mehr, damit sie 
auf umverteilende Forderungen verzichten. Die regierungsunabhängige Position der 
nunmehr allein an der Geldwertstabilität ausgerichteten Zentralbanken macht die Hoff-
nung illusorisch, überzogene Lohnerhöhungen könnten arbeitsmarktneutral durch geld-
politisches Abfedern in höhere Inflationsraten transformiert werden. Vielmehr müssen 
Verhandlungsführer heute befürchten, dass überhöhte Lohnabschlüsse Arbeitslosigkeit 
zur Folge haben, weil die Zentralbanken mit Geldverknappung auf Inflationsgefahr rea-
gieren werden und weil mobiles Kapital das Land verlassen kann, wenn sich dessen 
Verwertungsbedingungen massiv verschlechtern. Auch die Möglichkeit, sich Lohnmä-
ßigungen durch staatlich Steuer- und Sozialpolitiken oder durch antizyklische Fiskalpo-
litiken honorieren zu lassen, werden geringer, weil die Regierungen durch ideologische 
Umorientierungen, durch die Gefahr der Kapitalflucht und – in der EU -- durch die 
Vorgaben der Währungsunion minimierte fiskalpolitische Handlungsspielräume haben. 
Wenn es überhaupt noch zu tripartistischen einkommenspolitischen Foren oder Pakten 
kommt, steht dahinter häufig der Wunsch der Regierungen, uneinsichtige oder uninfor-
mierte Gewerkschaftsführer darüber zu orientieren, was auf dem Arbeitsmarkt passieren 
würde, wenn sie nicht selbst ein lohnpolitisches Einsehen haben (Hassel 2006). Selbst 
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wenn die Institutionen und Ideologien der Sozialpartnerschaft beibehalten werden, ver-
mindert sich die Wirksamkeit des Korporatismus als Steuerungsinstrument von Löhnen, 
Arbeitsmärkten und Sozial- und Fiskalpolitiken. Dies schließt nicht aus, dass er in ande-
ren Bereichen weiterhin eine große Bedeutung hat, so beispielsweise im Rahmen der 
beruflichen Bildung, der Entwicklung der staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitiken 
oder der sozialfriedlichen Regulierung der Arbeitsmärkte in niedergehenden Industrien. 
Die zweite Veränderung betrifft die Integrations- und Mobilisierungsfähigkeit von 
Gewerkschaften (Ebbinghaus und Visser 1999; Ebbinghaus 2002; Ebbinghaus 2006).  
Diese leidet auch durch gesellschaftliche Modernisierungsprozesse und unzureichende 
organisationspolitische Annpassungen der Gewerkschaften. Dazu zählen besonders die 
Veränderung der Erwerbsstrukturen, die Einstellungen der Individuen zur Mitglied-
schaft in Massenorganisationen und der bescheidene Umfang neuer politischer und or-
ganisatorischer Visionen und entsprechender Reformen der herkömmlichen Gewerk-
schaften. Nordeuropa ist bislang von dieser Krise der Gewerkschaften in entwickelten 
Demokratien weitgehend ausgenommen worden; aber auch dort zeigen sich Probleme 
der Integrations- und Mobilisierungsfähigkeit (vgl. z.B. Kjellberg 2006).  
Diese Veränderungen betreffen große und kleine Nationen gleichermaßen. Darüber 
hinaus haben kleine Länder das Problem, dass sich genau jene Voraussetzungen auflö-
sen könnten, auf denen der historische Korporatismus beruhte. In Nordeuropa war dies 
die Hegemonie einer kohärenten sozialdemokratischen Bewegung. Ein gutes Beispiel 
ist das schwedische Modell der 1950er bis 1980er Jahre, das wesentlich durch die sozi-
aldemokratische Partei und den sozialdemokratisch orientierten Gewerkschaftsbund LO 
getragen wurde und bei dem sich eine restriktive Fiskalpolitik, eine solidarische Lohn-
politik, eine aktive Arbeitsmarktpolitik, ein großer öffentlicher Sektor und ein generöser 
und egalisierender Sozialstaat wechselseitig ergänzten. Solche umfassende und kohä-
rente gesellschaftspolitische Strategien der Sozialdemokratie sind aufgrund der Schwie-
rigkeiten einer programmatischen Neudefinition (Merkel 2000; Merkel, Egle et al. 
2006) ebenso gefährdet wie aufgrund der Individualisierungsprozesse und der Erosion 
der herkömmlichen sozialdemokratischen Überzeugungen (Armingeon 2004).  
In den politisch und kulturell vielfach fragmentierten Gesellschaften Kontinentaleu-
ropas bildeten die historisch gelernten Inklusionsstrategien von Eliten die Vorausset-
zung der Aufnahme der Gewerkschaften in ein System des Verhandelns und des gegen-
seitigen Ausgleichs. Diese Inklusionsstrategien liegen der Konkordanzdemokratie 
zugrunde, deren unterscheidendes Merkmal der Verzicht auf die Technik der Mehr-
heitsentscheidung als dominante Entscheidungstechnik ist (Lehmbruch 1993). Ein ein-
drückliches Beispiel stellt die Schweiz dar. Dort mussten die politischen Eliten in einem 
langen Prozess lernen, dass keine Gruppe dauerhaft mehrheitsfähig ist und zahlreiche 
Minderheiten so umfangreich sind, dass sie die Durchführung einer mit knapper Mehr-
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heit getroffenen Entscheidung beträchtlich erschweren können. Die institutionelle Ant-
wort auf diese Herausforderung war ein politisches System, bei dem die entscheidende 
Mehrheit so groß wie irgendmöglich sein sollte. Dies betraf zunächst die politischen 
Gruppierungen. Dieselbe Logik lag aber auch bei der Integration der Verbände in den 
Staat zugrunde, bei der das Standardverfahren des politischen Prozesses – Verhandeln 
und Kompensieren – angewandt wurde (Gruner 1959; Gruner 1964; Armingeon 1997). 
Die Schweiz ist nur ein Beispiel für die etablierten demokratischen kontinentaleuropäi-
schen Kleinstaaten, in denen die Eliten dazu neigen, Probleme durch Verhandeln zu 
lösen. Deshalb sind dort Konkordanzdemokratie und Korporatismus entwicklungsge-
schichtlich miteinander verbunden. Die Akzeptanz einvernehmlicher Lösungen, des 
Kompromisses und der weitgehende Verzicht auf gegenseitige Profilierung der Politiker 
im Wettbewerb um Stimmen bilden die einstellungs- und verhaltensmäßigen Grundla-
gen des Elitehandelns in diesen Ländern (vgl. Lehmbruch 1996).  
Die Konkordanz kommt freilich durch gesellschaftliche Modernisierungsprozesse 
und die weltwirtschaftliche Öffnung unter Druck. Die gesellschaftliche Modernisierung 
löst die Bindung der Individuen an gesellschaftliche Lager auf, die früher durch ihre 
Eliten in Spitzenverhandlungen repräsentiert wurden. Der Rückgang der Parteibindung 
der Bürger ist hierfür ein Indikator. Elitenabkommen, die hinter geschlossenen Türen 
ohne Gesichtsverlust ausgehandelt werden, haben in einem gesellschaftlichen Systems 
weit geringere Legitimation, in dem sich die Bürger immer weniger grundsätzlich durch 
ihre gruppenspezifischen Eliten repräsentiert sehen. Die zunehmende Weltmarktöffnung 
schafft zudem innerhalb von Nationen Ängste und Verteilungskonflikte. Dazu gehört 
besonders Problemdiagnosen der kulturellen Identität und der Inanspruchnahme des 
nationalen Wohlfahrtsstaates, die beide vor allem durch Migration aktiviert werden. 
Rechtspopulistische Parteien haben diese Ängste zum Teil erfolgreich genutzt. Sie ha-
ben damit auch die Verhandlungskultur der Konkordanzdemokratien untergraben. Dies 
illustrieren besonders deutlich die Fälle der Schweiz, der Niederlande oder Österreichs. 
Die spezifischen Probleme der großen Länder bei einem Versuch der Einführung ei-
ner sozialpartnerschaftlichen Steuerung liegen – neben den oben angeführten Gründen, 
die Korporatismus schwieriger machen – noch in der Pfadabhängigkeit der nationalen 
Problemlösungsstile, des Politikenerbes und der institutionellen Ordnungen innerhalb 
derer die Eliten agieren. Es wird schwierig, ohne eine Tradition und eines institutionel-
len Rahmens des Verhandelns, sozialpartnerschaftliche Lösungen anzustreben, deren 
Wirksamkeit dazu hin noch begrenzt ist. Insofern können sich aufgrund ihrer außen-
wirtschaftlichen Verwundbarkeit große wie kleine Länder nur schwer ein konfliktuell-
pluralistisches Systems der Interessenvermittlung leisten; aber die Beibehaltung oder 
Einführung eines wirksamen sozialpartnerschaftlichen Systems ist ebenfalls problema-
tisch. 
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5 SCHLUSS 
Kleine Länder sind außenwirtschaftlich verwundbarer als große Länder und deshalb 
sind sie zur flexiblen Anpassung an weltwirtschaftliche Veränderungen gezwungen. 
Dies setzt voraus, dass sie innenpolitisch diese Anpassungsprozesse realisieren können. 
Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist die Sozialpartnerschaft. Damit ist ein System 
der innenpolitischen Kompensation für die potenziellen Verlierer der Weltmarktöffnung 
verbunden. Dies ist der Kern der These, die Peter Katzenstein in seinem bahnbrechen-
den Werk über ‚Kleine Staaten in Weltmärkten’ für sieben Länder und den Zeitraum bis 
Anfang der 1980er Jahre entwickelt hat. In diesem Beitrag habe ich gezeigt, dass diese 
These auch auf die Gegenwart und auf einen größeren Kreis demokratischer Kleinstaa-
ten zutrifft. Freilich müssen drei Ergänzungen gemacht werden: Erstens entwickelt nur 
ein Teil der kleinen Länder eine wirtschaftlich wirksamen Sozialpartnerschaft. Zum 
zweiten variieren nicht nur die Typen der kleinstaatlichen Korporatismen, sondern auch 
die Kompensationen viel stärker, als dies Katzensteins Werk nahe legt. Und zum dritten 
sind heute große wie kleine Staaten außenwirtschaftlich sehr verwundbar; aber die Vor-
aussetzungen für die Einführung oder Beibehaltung einer wirksamen Sozialpartner-
schaft sind bedroht. 
Eine wichtige Implikation dieses Befundes betrifft die geringe isolierte Erklärungs-
kraft der Landesgröße für die Muster der Interessenvertretung und der Problemlösung. 
Nur in der Verknüpfung mit den Eigentümlichkeiten und politischen Institutionen der 
jeweiligen Ländergruppe wird die Variable der Größe eines Landes wichtig. In statis-
tisch-technischer Ausdruckweise würde man von einem Interaktionseffekt sprechen.  
Die Wirtschafts- und Sozialpolitik von kleinen Ländern wird grundsätzlich von densel-
ben staatlichen Institutionen und politischen Kräfteverhältnissen geprägt wie die Politi-
ken in großen Ländern. Aber kleine Länder neigen prinzipiell strärker zum Korporatis-
mus als die großen Länder. Dabei sind die Typen und Leistungen dieser kleinstaatlichen 
Korporatismen eine Funktion von Institutionen (beispielsweise Wettbewerbsdemokratie 
versus Konkordanzdemokratie) und politischen Kräfteverhältnissen, wie beispielsweise 
die Stimmenverhältnisse zwischen sozialdemokratischen, liberalen und katholisch-
konservativen Parteien.  
Und schließlich handelt es sich nicht um strukturell vollständig determinierte Prozes-
se. Die politischen Eliten haben einen erheblichen Handlungsspielraum. Dies zeigt sich 
am Beispiel der Gabelung der Entwicklungswege Australiens und Neuseelands. Neu-
seeland entsprach zwar mit seinem unitarischen Staatsaufbau, nur einer Parlaments-
kammer und dem Zwei-Parteien-System in den 1980er Jahren erheblich stärker dem 
Idealtypus der Wettbewerbsdemokratie als Australien und hatte damit weniger fördern-
de Voraussetzungen für den Korporatismus. Aber grundsätzlich wäre der Schritt zum 
Korporatismus auch dort möglich gewesen, wie die Fälle Irlands oder Zyperns nahe 
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legen. Letztendlich gab die Entscheidung der politischen Eliten den Ausschlag. Dabei 
war den beiden Ländern gemeinsam, dass der Protektionismus der Vergangenheit nicht 
mehr durchzuhalten war und dass beide kleinen Länder unter einem erheblichen Anpas-
sungsdruck an veränderte weltwirtschaftliche Bedingungen standen. In Neuseeland war 
eine entschiedene Liberalisierung die Antwort; in Australien war es – wie es das Kat-
zenstein-Argument prognostiziert – der Korporatismus. 
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